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Zwischenbilanz zum Abbau von sozialen Leistungen - 
Auswirkungen auf die Betroffenen und auf das gesellschaftliche Klima 

Die nicht endenden Kürzungen und Aushöhlungen unserer sozia-
len Sicherungssysteme beurteilt die Bundesregierung lediglich un-
ter dem Aspekt der erhofften Einsparungen im Bundeshaushalt. 
Die gegenwärtige Finanzkrise ist jedoch keine Entschuldigung 
dafür, die längerfristigen gesellschaftlichen und sozialen Auswir-
kungen dieser Gesetzvorhaben außer acht zu lassen. Der soziale 

Frieden wird riskiert für kurzsichtige Sparmaßnahmen, deren Ende 
und deren tatsächliches finanzpolitisches Ergebnis nicht abzuse-

hen ist. 

Unberücksichtigt läßt die Bundesregierung die andere Seite: die 
Betroffenen. Dort, wo jeder Sparerfolg im Bundeshaushalt ein neu-
es Loch in die Haushaltskasse reißt, sich durch die Aushöhlung des 
Arbeitsrechts Unsicherheit und Angst vor Arbeitslosigkeit aus-
breiten und jede Kürzung bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik die 
Chancen und Hoffnungen auf Wiedereingliederung dezimiert. 

Noch in der Haushaltsdebatte hat der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, Dr. Norbert Blüm, der SPD vorgeworfen, sie 

rede nur von Zahlen, nicht von Menschen. 

Abgesehen davon, daß die von der Bundesregierung vorgetra-
genen angeblichen Einsparvolumina auch zur Gattung der Zah-
len gehören, sind Statistiken eine notwendige Krücke zur Veran-
schaulichung des Ausmaßes von Veränderungen in unserem Land: 
hervorgerufen durch die zahllosen kleinen und größeren Einspar-
Gesetze der Bundesregierung, die von vielen schon als alltäglich 

hingenommen werden. 
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Die im folgenden geforderten Zahlen sollen zurück zu den Men-
schen hinter den Gesetzen führen. Es geht auch darum, das Aus-
maß der gesellschaftlichen Spaltungen zu erfahren. Inwieweit ist 
der Zusammenhalt der Menschen im Betrieb und in der Region be-
reits zerstört? 

Unentbehrlich sind vor allem langfristige Untersuchungen über die 
gesellschaftlichen Veränderungen seit dem Regierungswechsel 
1982. Wie hat sich seitdem das gesellschaftliche Klima, die Sozial-
struktur der Bundesrepublik Deutschland verändert? 

Wie entwickelt sich die soziale Mobilität? 

Sind weitere Kürzungen - die ja anstehen - noch mit dem sozia-
len Konsens zu vereinbaren? 

Welche Auswirkungen hat diese Art von Politik auf die Lebens-
umstände, die gesellschaftliche Teilhabe der Betroffenen? Diese 
langfristige Perspektive wird aber allzuoft durch die Vorlage von 
nur noch gesamtdeutschen Daten seit der Wiedervereinigung er-
schwert. Diese Art von Verschleierung ermöglicht es bislang der 
Bundesregierung, ihren Kurs in Richtung einer anderen Art von 
Sozialstaat nahezu unerkannt fortzusetzen. 

I. Einkommensentwicklung seit 1982 

1. Wie hat sich seit 1982 die Zusammensetzung der Privathaus-
halte getrennt nach Westdeutschland und den neuen Bundes-
ländern entwickelt für die Haushaltsgruppen der 

a) Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft, 

a) Angestellten, 

b) Arbeiter, 

c) Beamten, 

d) Rentner, 

e) Arbeitslosen, 

f) Sozialhilfeempfänger, 

g) Privathaushalte insgesamt 

und wie bewertet die Bundesregierung die Veränderungen in 
der Zusammensetzung der Haushaltsgruppen? 

2. Wie hat sich seit 1982 das durchschnittliche verfügbare Ein-
kommen getrennt nach Westdeutschland und den neuen Bun-
desländern bei Umrechnung von Haushaltsmitgliedern in 
Verbrauchereinheiten mit einer Gewichtung von Haushalts-
bezugsperson = 1, weitere Haushaltsmitglieder ab 14 Jahren = 
0,7, Kinder unter 14 Jahren = 0,5 nach DIW oder vergleichba-
re Umrechnung verändert in den Haushaltsgruppen der 

a) Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft, 

b) der Angestellten, 

c) der Arbeiter, 

d) der Beamten, 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/7220 

d) der Rentner, 

f) der Arbeitslosen, 

g) der Sozialhilfeempfänger, 

h) der Privathaushalte insgesamt 

und wie bewertet die Bundesregierung diese Entwicklung der 
verfügbaren Einkommen? 

3. Wie entwickelten sich die Einkommen aus unselbständiger Ar-

beit verglichen mit der Nettowertschöpfung (einschließlich der 
in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für Bankdienst-
leistungen unterstellten Entgelte) in Westdeutschland seit 1982 
und in Gesamtdeutschland seit 1990? (Aufgeteilt nach Ost und 
West) 

4., Wie haben sich die realen Nettolöhne und -gehälter seit 1982 
in Westdeutschland und seit 1990 in Gesamtdeutschland ver-
ändert? 

a) Welche Auswirkungen hatte die Entwicklung auf die Kauf-
kraft der Arbeitnehmer und den privaten Verbrauch? 

b) Inwieweit weicht die Entwicklung der Arbeitseinkommen 
von der Entwicklung der Gesamteinkommen der Arbeit-
nehmer-Haushalte ab? 

5. Welche Entwicklungen nahmen die Realeinkommen von Ar-
beitslosen seit 1982 in Westdeutschland und seit 1990 in Ge-
samtdeutschland, und zwar insgesamt und aufgegliedert nach 
der unterschiedlichen Höhe der Lohnersatzleistungen? 

6. Welche Diskrepanz ergibt sich bei der Korrelation von der 
durchschnittlichen Höhe des Arbeitslosengeldes mit 60 bzw. 
67 Prozent des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts deut-
scher Arbeitnehmer? 

7. Wie bewertet die Bundesregierung die Berechnungen des 
Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung (DIW) zur Ein-
kommenslage in den neuen Bundesländern und Westdeutsch-
land im Vergleich (1990-1995) auf der Grundlage der Definiti-
on eines sozio-kulturellen Existenzminimums nach dem 
Ratsbeschluß der Europäischen Union vom 19. Dezember 1984 
(siehe DIW-Wochenbericht 50/1995, S. 863 ff.)? 

II (Um-)Verteilung 

8. Wie hat sich die Sozialleistungsquote, also die Sozialausgaben 
in Prozent des Bruttoinlandsproduktes, von 1982 bis heute in 
Westdeutschland verändert? 

a) Welche Entwicklung ergibt sich gesamtdeutsch seit der 
Wiedervereinigung? 

b) Wie hat sich der Anstieg der Arbeitslosigkeit auf die Sozi-
alleistungsquote ausgewirkt? 

9. Welche Entwicklung ergibt sich für Westdeutschland seit 1982, 
wenn die Entwicklung der Sozialleistungsquote mit der Zu- 
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nahme der Leistungsempfänger (Arbeitslosengeld, -hilfe, So-

zialhilfe etc.) korreliert wird? 

a) Welche Entwicklung für das Versorgungsniveau ergibt 

sich? 

b) Stimmt die Bundesregierung der Erkenntnis zu, daß die So-
zialleistungsquote folglich doch nicht so aussagekräftig ist 
für die Beurteilung der sozialen Lage? 

c) Welche Indikatoren sind nach Auffassung der Bundesre-
gierung geeignet zur Beschreibung der sozialen Lage der 

Sozialleistungsempfänger? 

10. Wie hat sich die bereinigte Lohnquote, also der Anteil der Brut-
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit am Bruttoinlands-
produkt zu Faktorkosten, bereinigt um den Anteil der Selb-
ständigen, seit 1982 in Westdeutschland entwickelt? 

Wie ist die Entwicklung gesamtdeutsch (aufgeteilt nach Ost 

und West) seit der Wiedervereinigung? 

11. Wie hat sich seit 1982 in Westdeutschland 

a) der Anteil der Lohnsteuer und 

b) der Anteil der Unternehmenssteuern am Gesamtsteuer-

aufkommen 

geändert? 

12. Wie wird sich nach Meinung der Bundesregierung die geplante 
Abschaffung der Vermögensteuer sowie eventuell der Gewer-
bekapitalsteuer auf die prozentualen Anteile von Lohnsteuer 
und Unternehmensteuern am Gesamtsteueraufkommen aus-

wirken? 

13. Wie hat sich seit 1982 die soziale Mobilität im Sinne einer Chan-
cengleichheit beim Erwerb von Bildung verändert? 

a) Wie bewertet die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang die Entwicklung der Zusammensetzung der Studi-
enanfängerquote aufgegliedert nach sozialer Stellung und 

Beruf der Eltern? 

b) Welche Rolle spielt das Familieneinkommen für die Aus-

bildung der Kinder? 

c) Wie und in welchem Umfang wirken sich dabei staatliche 

Transfers aus? 

III. Frauen und Alleinerziehende 

14. Auf welche Wirtschaftsbereiche konzentriert sich die Frauen-
erwerbstätigkeit getrennt für Ost- und Westdeutschland? 

a) Welche Veränderungen hat es hier seit 1982 in den alten 
bzw. 1990 in den neuen Bundesländern gegeben? 

b) Wie hat sich der Anteil von Frauen in Führungspositionen 
bzw. mit überdurchschnittlichem Einkommen in West-
deutschland seit 1982 verändert? 
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15. Welche Informationen hat die Bundesregierung über die Ent-
wicklung der Erwerbsneigung von Frauen getrennt nach West-
deutschland seit 1982 und Ostdeutschland seit 1990? 

16. Wie reagiert die Bundesregierung auf wiederholte Äußerun-
gen von führenden CDU-Politikern aus Sachsen, wonach die 
Frauenerwerbstätigkeit in den neuen Bundesländern auf das 
westdeutsche Niveau abgesenkt werden sollte? 

17. Wie bewertet die Bundesregierung den Anteil von Frauen an 
den Vollzeitbeschäftigten, Teilzeitbeschäftigten sowie an den 
Arbeitslosen getrennt für Ostdeutschland seit 1990 bzw. West-
deutschland seit 1982 bezogen auf die Erwerbsneigung von 
Frauen? 

18. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung angesichts der 
rasanten Zunahme bloß geringfügiger Beschäftigung und der 
wachsenden stillen Reserve von Frauen, die nach Erwerbs-
tätigkeit streben, vor dem Hintergrund der sich verändernden 
geschlechtsspezifischen Rollenmodelle, die zunehmend eine 
eigenständige Absicherung von Frauen auch in Westdeutsch-
land notwendig machen? 

19. Wie hat sich in Westdeutschland seit 1982 die Zahl der Haus-
halte von Alleinerziehenden, getrennt nach Geschlechtern, 
entwickelt? 

a) Wie hat sich seit 1982 in Westdeutschland die Zahl der 
Haushalte mit weiblichen Bezugspersonen bzw. Alleinver-
dienern verändert? 

b) Wie hat sich die durchschnittliche Haushaltsgröße dieser 
Haushaltstypen seit 1982 in Westdeutschland entwickelt? 

Welchen Bedeutungszuwachs haben diese beiden Haus-
haltstypen seit 1982 in Westdeutschland erfahren? 

20. Welche Projekte unterstützt bzw. welche Maßnahmen plant die 
Bundesregierung im Bereich von Ganztagsschulen, einem hin-
reichenden Angebot von Ganztagskindergärten und Krippen, 
um insbesondere Alleinerziehenden und Frauen mit Erwerbs-
neigung die Möglichkeit zu geben, qualifizierte Vollzeitbe-
schäftigungsverhältnisse auszuüben? 

21. Wie hat sich in Westdeutschland seit 1982 das durchschnittlich 
verfügbare Einkommen von Haushalten mit weiblichen Be-
zugspersonen bezogen auf das entsprechende Einkommen von 
Haushalten mit männlichen Bezugspersonen verändert bei 
Umrechnung von Haushaltsmitgliedern in Verbrauchereinhei-
ten mit einer Gewichtung von Haushaltsbezugsperson =1, wei-
tere Haushaltsmitglieder über 14 Jahre = 0,7 und Kinder unter 
14 Jahren = 0,5 unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Ko-
stendegression der Wirtschaftsführung bei wachsender Haus-
haltsgröße? 

22. Wie sieht dieses Einkommensverhältnis aus für 

a) weibliche und männliche Selbständige außerhalb der 
Landwirtschaft, 
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b) Arbeiter und Arbeiterinnen, 

c) weibliche und männliche Angestellte, 

d) weibliche und männliche Beamte, 

e) weibliche und männliche Auszubildende? 

23. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Be-
nachteiligung von Frauen im Berufsleben endlich zu beenden? 

IV. Mißbrauch von Sozialleistungen 

24. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die Anzahl der tatsäch-
lich mißbrauchten Sozialleistungen gemessen an der Höhe der 
gezahlten Leistungen und an der Zahl der Leistungsempfän-
ger? 

25. Wie viele Strafanzeigen sind seit 1990 pro Jahr gegen Lei-
stungsempfänger wegen mißbräuchlicher Inanspruchnahme 
von Lohnersatzleistungen erstattet worden und welchem pro-
zentualen Anteil an den Gesamtleistungsempfängern ent-
spricht das? 

Wie viele dieser Strafanzeigen führten später tatsächlich zu ei-
ner Verurteilung und welchem prozentualen Anteil an den Ge-
samtleistungsempfängern entspricht das? 

26. Wie oft wurden seit 1990 pro Jahr Sperrzeiten wegen Ableh-
nung zumutbarer Arbeit gegen Leistungsempfänger verhängt 
und welchem Anteil an den Gesamtleistungsempfängern ent-
spricht das? 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Arbeitge-
bermißbrauch vor allem in bezug auf Nichtentrichtung von So-
zialbeiträgen und durch illegale Beschäftigung? 

27. Besitzt die Bundesregierung mittlerweile, vielleicht durch die 
im Föderalen Konsolidierungs-Programm-Gesetz (FKPG) an-
gekündigte neustrukturierte Sozialhilfestatistik, quantifizie-
rende Zahlen zum Mißbrauch in der Sozialhilfe? 

a) Wenn ja, wie oft und in welchen Bereichen wird Sozialhilfe 
mißbraucht, und wie hoch ist der Mißbrauchsgrad gemes-
sen an der Zahl der Gesamtempfänger? 

b) Wenn nicht, teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen sowie bei Sozial-
hilfeempfängern unter 18 Jahren, Mißbrauch weitestge-
hend ausgeschlossen werden kann? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung vom vorhergehen-
den ausgehend die Mißbrauchsquote in der Sozialhilfe? 

28. Welche Informationen hat die Bundesregierung darüber, wie 
sich infolge der vorgenommenen Personaleinsparungen in den 
Arbeits- und Sozialämtern bei gleichzeitiger Zunahme der Be-
troffenen die persönliche Betreuung, also auch das Zeitkon-
tingent verändert, das jeweils für die Bearbeitung eines „Fal-
les" bzw. eines Leistungsempfängers zur Verfügung steht? 
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Hält die Bundesregierung diese Entwicklung für sachgerecht 
im Sinne von Wiedereingliederung z. B. in den Arbeitsmarkt? 

29. Teilt die Bundesregierung die Auffassung daß ein Mehr an Per-
sonal in den Sozialämtern und Arbeitsämtern ein Weniger an 
Leistungsinanspruchnahme, Verweildauer im Leistungsbezug 
und Mißbrauch von Leistungen zur Folge hätte? 

V. Das gesellschaftliche Klima 

30. Welche Informationen hat die Bundesregierung über die psy-
chischen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit, insbesondere 
Langzeitarbeitslosigkeit auf die Betroffenen und ihre Famili-
en? 

31. Gibt es Untersuchungen über die Auswirkungen der andau-
ernden Mißbrauchsdebatte von Sozialleistungen auf das 
Selbstwertgefühl und das psychische Befinden von Arbeitslo-
sen (insbesondere Langzeitarbeitslosen) und anderen Sozial-
leistungsempfängern? 

Und wenn nicht, beabsichtigt die Bundesregierung eine der-
artige Studie. durchzuführen? 

32. Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß die andauern-
de, von der Presse größtenteils dankbar aufgegriffene 
Mißbrauchsdebatte, das Solidargefühl der Bevölkerung ge-
genüber betroffenen Bedürftigen aushöhlt und damit einen 
wichtigen Grundkonsens unserer Gesellschaft in Frage stellt? 

a) Wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung diese Ent-
wicklung einzudämmen? 

b) Inwieweit beeinflußt die Mißbrauchsdebatte das Verhalten 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den Arbeits- und 
Sozialämtern? 

33. Liegen der Bundesregierung Informationen aus Befragungen 
etc. darüber vor, 

- was die Bürger unter Sozialstaat und sozialer Marktwirt-
schaft verstehen, 

- wie weitreichend die soziale Absicherung des Einzelnen 
sein sollte, 

- wie viele Bürger am Sozialstaat und der sozialen Markt-
wirtschaft festhalten wollen und wo sie ggf. bereit wären, 
Abstriche zu machen? 

Wenn der Bundesregierung keine Daten zu diesen Fragestel-
lungen vorliegen, plant sie dann entsprechende Erhebungen 
vorzunehmen? 

34. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Ak-
zeptanz des Leistungsabbaus und der Kürzungen im Bereich 
der sozialen Sicherung bei der Bevölkerung? 

Wie wird sich die Haltung der Bevölkerung bei weiteren Ein-
sparungen entwickeln? 
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35. Wie bewertet die Bundesregierung die Protestaktionen der 
Bevölkerung z. B. zum „Sparpaket" verglichen mit der Pro-
testwelle in Frankreich? 

36. Wie beurteilt die Bundesregierung die durch das neue Gesetz 
hervorgerufenen Auseinandersetzungen der Tarifvertragspar-
teien um die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall vor dem Hin-
tergrund der Debatte um den Wirtschaftsstandort Deutschland? 

37. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der bisherige 
soziale Frieden in Deutschland, gerade auch bei Tarifausein-
andersetzungen, ein nicht zu unterschätzender wirtschaftlicher 
Standortvorteil Deutschlands ist? 

38. Werden sich die bereits vorgenommenen und noch geplanten 
Kürzungen im Bereich der sozialen Sicherung nach Meinung 
der Bundesregierung auch dann rentiert haben, wenn trotz al-
lem Deutschland die Maastricht-Kriterien für die europäische 
Währungsunion nicht erfüllt? 

39. Inwieweit hat sich die Einstellung der Bevölkerung zur EU ver-

ändert? 

Inwieweit spielten dabei Lohn- und Sozialdumping eine Rol-

le? 

40. Welche Gründe sind dafür nach Meinung der Bundesregierung 
maßgeblich? 

41. Inwieweit hat speziell die gemeinsame Diskussion von Sozial-
staatsdebatte und europäischer Währungsunion die Zustim-
mung zur europäischen Einigung geschwächt? 

42. Inwieweit ist nach Auffassung der Bundesregierung die Stand-
ortdebatte für Vorschläge zur Deregulierung und zum Sozi-
alabbau vereinnahmt worden? 

43. Welche Auswirkungen hat das soziale Klima auf die Lei-
stungsbereitschaft von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin-
nen? 

Welche Folgen ergeben sich für die Innovationsbereitschaft? 

VI. Deutschland im internationalen Vergleich 

44. Wie hat sich die bereinigte Lohnquote in den EU-Ländern, 
USA, Kanada und Japan seit 1982 verändert? 

45. Wie haben sich die Lohnstückkosten - nominal in nationaler 
Währung - seit 1982 in den EU-Ländern verändert (Basisjahr 
1982 und 1990)? 

46. Wie ist die Besteuerung von Vermögen gegenwärtig in den 
G7-Ländern geregelt? 

47. Wie ist das Verhältnis von Unternehmenssteuern zu Lohnsteu-
ern in den G7-Ländern? 

48. Welchen prozentualen Anteil haben Frauen in den EU-Län-
dern, USA, Kanada und Japan an den Erwerbstätigen und an 
den Arbeitslosen? 
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49. Auf welche Wirtschaftsbereiche konzentriert sich Frauener-

werbstätigkeit? 

50. Wie hoch ist in den EU-Ländern der Anteil von Frauen in 

Führungspositionen? 

51. Wie ist das Angebot an Ganztagsschulen, Ganztagskindergär-
ten und Krippen in Deutschland verglichen mit den Ländern 

der Europäischen Union zu bewerten? 

52. Wie hat sich die Sozialleistungsquote in den EU-Ländern seit 

1982 entwickelt? 

Wie erklären sich die Unterschiede in der Sozialleistungsquo-

te nach dem Sozialbudget und nach Eurostat? 

53. Liegen der Bundesregierung vergleichbare Daten aus den EU

-

Ländern über die Einstellung der Bevölkerung zum Sozialstaat 
allgemein und speziell zur sozialen Sicherung vor? 

54. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß in vielen 
Ländern die Tarifparteien inzwischen nicht mehr die Kraft ha-
ben, flächendeckend Tarifverträge durchzusetzen? 

55. Inwieweit ist eine Stärkung der Tarifvertragsparteien durch po-
litische Maßnahmen auf nationaler und EU-Ebene möglich und 

sinnvoll? 

Bonn, den 12. März 1997 
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